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Nachteilig könnte sich eine Förderung auch auf den geplanten Baubeginn Anfang August 
2009 auswirken, da diese von der Aufnahme in die Förderliste (die bereits abgelaufen ist, 
aber  eventuell noch möglich wäre) sowie von einem notwendigen vorzeitigen Baubeginn 
abhängig ist. 
Eine geplante Fertigstellung der Eichenallee in Verbindung mit dem Beginn des 
Schulbetriebes nach den Sommerferien 2009 wäre so voraussichtlich nicht mehr haltbar. 
 
Eine weitere Voraussetzung für den Umbau der Eichenallee sind alle im Untergrund 
befindlichen Sparten wie z.B. Kanal- und Wasserleitungen die wo nötig vorab verlegt bzw. 
saniert werden müssen. Dafür vorgesehen waren die Oster- und Pfingstferien. 
Auch alle anderen Spartenträger müssen noch vorab eingebunden werden. 
 
  
Wertstoffsammelstelle 
  
Eine unterirdische Sammelstelle könnte grundsätzlich auf der vorhandenen Fläche eingebaut 
werden. 
Erkundigungen dazu hat das IB von der Gde. Vaterstetten eingeholt. 
 
 
Herr Gruber – Buchecker stellte anschließend eine weitere Variante zum Radweg vor. 
 
Der Bau eines bis zur Münchener Straße führenden Geh- und Radweges wäre mit ca. 
43.000 € Mehrkosten eine sehr kostenintensive Maßnahme. Da es bei einer Freigabe des 
Gehweges für Radfahrer keinen Benutzungszwang gibt, erhöht sich für die Radfahrer, die 
auf der Fahrbahn fahren, aufgrund der Fahrbahnverschmälerung die Gefahr.  
Ein weiteres Problem ist der Entfall eines Stellplatzes, für den von der Stadt ein Ersatz 
angeboten werden müsste.  
 
Bgm. Brilmayer erklärte, dass die Kosten für einen Geh- und Radweg auf die Anlieger 
umgelegt werden müssten. Dies sei aber rechtlich problematisch, weil benutzungspflichtige 
Radwege in Tempo-30-Zonen unzulässig sind.  
 
Stadtrat Mühlfenzl regte an, den Durchgang im östlichen Bereich des Realschulanwesens 
als allgemeinen Zugang zur Realschule einzustufen. Da die Treppenstufen nicht 
behindertengerecht sind, sollte untersucht werden, ob man den Höhenunterschied auch 
anders, z.B. mit einer behindertengerechten Rampe, überwinden kann. 
 
Herr Gruber-Buchecker kam sodann auf die Unterflur-Wertstoffsammelstelle zu sprechen. 
Hierüber habe sich sein Büro bei der Gemeinde Vaterstetten erkundigt. Damit der künftige 
Bedarf von 10 cbm Vorhaltevolumen abgedeckt werden kann, seien 7 Unterflurcontainer 
erforderlich. Die Kosten für diese Maßnahme würden sich auf etwa 70.000 € belaufen.  
Allerdings könne die Unterflursammelstelle nicht von den derzeitigen 
Entsorgungsfahrzeugen bedient werden. Es müsste also eine zusätzliche Entsorgungsfirma 
beauftragt werden, die nur die Unterflurcontainer entleert.  
Da sich auf dem Grundstück der Wertstoffsammelstelle ein Briefaufbewahrungskasten der 
Deutschen Post befindet, könnte unter Einbeziehung der Post nach einer besseren 
Gestaltung gesucht werden. 
 
Der Technische Ausschuss entschied sich mit    9    :  0   Stimmen für die Variante 1, ohne 
Geh- und Radweg. 
Der Technische Ausschuss lehnte mit   9   :   0   Stimmen die Errichtung einer 
Unterflurwertstoffsammelstelle ab. 
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geplanten Bauarbeiten nach sich gezogen. Auf Vorschlag der Fa. Markgraf wurde im 
Rahmen des Pauschalvertrages zur HWRH stattdessen bei jedem Weiher ein jeweils zweiter 
provisorischer Damm (Baustraße) hinter den bestehenden Dämmen geschüttet. Diese 
Dämme wurden jeweils mit einem provisorischen Ablauf DN 800 ausgestattet, um im 
Hochwasserfall eine geregelte Ableitung sowie den dafür notwendigen Einstau zu 
übernehmen.  
Durch diese Maßnahme entstanden der Stadt keine Mehrkosten. Es hat jedoch den Vorteil, 
dass bereits jetzt erheblich mehr Schlamm entnommen wurde als geplant, d.h. konkret, dass 
der Bereich vor den bestehenden Dämmen sowie im Bereich der Baustraße der Schlamm 
bereits entnommen wurde. 

• Darüber hinausgehende Entschlammungen werden von Seiten des WWA nicht mehr 
gefördert. 

• Nach den Abrechnungsunterlagen der Fa. Markgraf wurden bis dato ca. 7.000 m³ 
aus dem Kleinmühlweiher und ca. 6.000 m³ aus dem Kumpfmühlweiher jeweils mit 
einem TS – Gehalt von    ca. 

  15 % entnommen. 
• Bei der Entnahme von weiteren Mengen könnten jetzt die vorhandenen 

provisorischen Dämme (Baustraßen) genutzt werden. Mit einem Bagger, der einen 
entsprechenden Ausleger hat, könnte so noch ein Großteil des vorhandenen 
Schlammes entnommen werden. Laut Herrn Soyer wären dies noch weitere ca. 
12.500 m³. 

• Zur Ausführung käme die Maßnahme erst ab 15. August bis Ende Oktober, 
entsprechend der naturschutzfachlichen Auflagen. 

• Dies wiederum hätte den Vorteil für die Stadt Ebersberg, dass man die 
Genehmigung des HH 2009 abwarten könnte und erst dann die Fa. Soyer mit der 
Entschlammung beauftragen würde. 

• Aus Sicht des Bauamtes wäre es daher sinnvoll einen entsprechenden Posten in 
den HH 2009 einzustellen, diesen aber auf 100.000,- € zu begrenzen, um die 
Maßnahme freihändig vergeben zu können (entspricht den neuen Regelungen zum 
Konjunkturprogramm II).  

 
Abschließend kurz die Vor- und Nachteile einer weiteren Entschlammung: 
 
Nachteile: 

• Zusätzliche Kosten in Höhe von ca. 100.000 € zu den bereits erheblichen Baukosten 
der HWRH mit ca. 5.000.000 € 

• Keine öffentlichen Zuschüsse 
• Die weiteren Entschlammungen sind aus wasserwirtschaftlicher Sicht für die HWRH - 

Maßnahme grundsätzlich nicht notwendig. 
• Auf Anregung des WWA könnten mit diesem Geld Maßnahmen zur Minimierung des 

Nährstoffeintrages in die Weiherkette finanziert werden, die im Übrigen auch Vor-
aussetzung für die Auszahlung der Schlussrate zur Förderung der HWRH ist. 

 
Vorteile: 

• Keine neue Genehmigung zur Schlammentnahme notwendig, die künftig evtl. mit 
noch schärferen Auflagen versehen wird. 

• Der Schlamm kann bis zur Entnahme im Herbst weiter entwässern. 
• Einer weitergehenden Verlandung des Weihers wird dadurch vorgebeugt. 
• Künftige Entschlammungen wären aus heutiger Sicht erheblich teurer, da die 

notwendige Infrastruktur jetzt bereits vorhanden ist.  
• Keine weiteren Beeinträchtigungen in der Zukunft für die Anlieger. 
• eine spätere Entschlammung in dieser Art wird nicht mehr möglich sein, da eine 

Trockenlegung über einen derart langen Zeitraum aus naturschutzfachlicher Sicht 
voraussichtlich nicht mehr genehmigt wird. 

• Eventuelle künftige Nutzung des Weihers z.B. durch die Fischerei   






